Schwarzwald-Baar-Kreis:

Gleiche Arbeit – gleiches Geld

Kreis-SPD und Gewerkschaften fordern Korrekturen bei Zeitarbeit

Gewerkschafter und Kreis-SPD beklagen Fehlentwicklungen bei der Leiharbeit. Leiharbeit wird zunehmend zur Verdrängung regulärer Beschäftigung eingesetzt. Leiharbeit findet immer mehr unter Ausschluss elementarer Arbeitnehmerrechte statt. Wir fordern auch für Leiharbeitnehmer bei gleicher Arbeit – gleiches Geld. 

Im Juni 2007 gab es bundesweit 791.000 Leiharbeitnehmer in Deutschland. Im Juni 2006 waren es noch 516.000. Im Schwarzwald-Baar-Kreis gehören zwischenzeitlich Leiharbeitsfirmen zu den größten Arbeitgebern.

Seine Ursachen hat diese Entwicklung u.a. in folgenden Punkten:

- Zunehmend werden Stammbelegschaften durch Leiharbeitnehmer/innen ersetzt, da es für Leiharbeit keine zeitliche Befristung mehr gibt. Leiharbeit dient nicht mehr nur zur Abdeckung von Produktionsspitzen.

- Die Agentur für Arbeit vermittelt fast beliebig auf jeden freien Platz in einer Zeitarbeitsfirma. 
- Nur wenige Leiharbeitnehmer erhalten selbst nach längerem Einsatz auf einem Arbeitsplatz einen befristeten oder gar unbefristeten Arbeitsvertrag bei der Firma, in der sie eingesetzt sind / waren .

Fazit

Zeitarbeit vernichtet Arbeitsplätze, deren Einkommen ein menschenwürdiges Leben möglich machen. Das war bei ihrer Einführung politisch nicht gewollt.

Zeitarbeit reduziert die Arbeitnehmereinkommen und schadet damit der Konjunktur.

Das in Tarifauseinandersetzungen angestrebte Gleichgewicht zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften gerät im Betrieb durch den Einsatz von Leiharbeit in Schieflage. Leiharbeit entsolidarisiert Belegschaften.

Forderung

Der Kreisvorstand der SPD im Schwarzwald-Baar-Kreis und die im Schwarzwald-Baar-Kreis vertretenen Einzelgewerkschaften haben nach umfassender Information und Diskussion folgende gemeinsame Positionen:

1. Das Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ muss auch für Leiharbeitnehmer gelten und ist gesetzlich zu verankern. 

2. Auch für die Zeitarbeitsbranche müssen Mindestlöhne gelten. 7,50 € sind dafür unterste Grenze.

3. „Ablösesummen“ für die Übernahme von Leiharbeitnehmern in ein reguläres Arbeitsverhältnis sind gesetzlich zu verbieten.

4. Im „Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG)“ ist ein maximaler Prozentsatz an Leiharbeitnehmern pro Betrieb festzulegen.

5. Für Leiharbeitnehmer sollen auch alle anderen Regelungen des Entleiherbetriebes gelten, in dem sie beschäftigt sind ( Urlaubsdauer, Sozialversicherung, Arbeitszeit, etc.)  - nach dem Grundsatz „Gleiche Arbeitsbedingungen für gleiche Arbeit“.

6. Begrenzung der Überlassungsdauer auf max. 1 Jahr; danach Anspruch auf Übernahme in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis beim Entleiherbetrieb.

Umsetzung

Alle Unterzeichner werden an der Stelle aktiv, an der sie Verantwortung tragen. 

· Die Teilnehmer der SPD werden sich in ihrer Partei für die Forderungen einsetzen und in Konferenzen und Tagungen der Partei für gesetzliche Änderungen eintreten.

· Die Gewerkschaften werden in den nächsten Monaten mit ihrer  Kampagne Leiharbeit Missstände aufdecken und im Betrieb und in der Öffentlichkeit für die Grundsätze "Gleicher Lohn bei gleicher Arbeit" und "Begrenzung der Leiharbeit" eintreten. 
· Betriebsräte wenden sich im Betrieb gegen die Spaltung der Belegschaften in Stamm- und Randbelegschaften und werden ihrerseits versuchen, Leiharbeit auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken.

